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Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 
19. 


(Nr. 116.) Geſetz, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Penſionen und Unter⸗ 
ſtützungen an Offiziere und obere Militairbeamte der vormaligen Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Armee, ſowie an deren Wittwen und Waiſen. Vom 
14. Juni 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


§. 1. 

Den Offizieren und oberen Militairbeamten (Klaſſifikation vom 17. Juli 
1862.) der vormaligen im Jahre 1851. aufgelöſten Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Armee, welche bei ihrem Eintritt in dieſe Armee einem Staate des Norddeutſchen 
Bundes angehört haben oder gegenwärtig einem ſolchen angehören, werden vom 
1. Juli 1867. ab lebenslängliche Penſionen nach Vorſchrit des für die Preu⸗ 
ßiſche Armee geltenden Reglements vom 13. Juni 1825. und den ſpäteren Er⸗ 
gänzungen deſſelben aus der Bundeskaſſe bewilligt. 


$. 2. 
Keinen Anſpruch auf die durch dieſes Geſetz bewilligten Penſionen haben: 
1) die mit Zeitbeſchränkung in der genannten Armee angeſtellt geweſenen 
ſtziere, ſowie die zur Erfüllung ihrer Dienſtpflicht eingetretenen, wäh⸗ 
rend des Krieges zu Offizieren beförderten und nach Beendigung deſſelben 
N als Invalide in die bürgerlichen Verhältniſſe zurückgekehrten Per⸗ 
onen 


2) ſolche Offiziere, deren Ausſcheiden weder durch Invalidität, noch durch 
die Auflöſung der Schleswig- Holſteiniſchen Armee bedingt geweſen iſt, 

3) Offiziere und Beamte, welche nach Auflöſung der Schleswig⸗Holſteiniſchen 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1868, 
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Armee anderweit Anſtellung im Militairdienſte gefunden haben und ſich 
noch gegenwärtig in demſelben befinden, oder mit Penſion entlaſſen find. 

Iſt jedoch in dem letzteren Falle die Penſion niedriger, als die 
nach dieſem Geſetz zu gewährende, jo kommt Alinea 2. des $. 10. zur 
Anwendung. 


g. 3. 
Diejenigen Offiziere und Beamten (F. 1.), welche als ſolche bereits Pen⸗ 
ſionen oder dauernde Unterſtützungen beziehen, verbleiben im Genuſſe derſelben, 


ſofern ſie nicht auf ihre Penſionirung nach dem Reglement vom 13. Juni 1825. 
antragen. 


$. 4. 


Diejenigen Offiziere und Beamten (F. 1.), welche in den Feldzügen der 
Jahre 1848., 1849. und 1850. durch Verwundung, Beſchädigung oder durch 
Kriegsſtrapazen zur Fortſetzung des Dienſtes unfähig geworden und deshalb als 
Invalide anerkannt worden ſind, erhalten, wenn ihre Penſion nach dem Regle⸗ 
ment vom 13. Juni 1825. bemeſſen iſt, eine Erhöhung dieſer Penſion nach 
8. 07 des Geſetzes vom 16. Oktober 1866. (Preußiſche Geſetz-Samml. 


. 5. 


Erreicht die Penſion ($$. 1. und 4.) nicht 240 Thaler, fo wird fie auf 
dieſen Betrag erhöht. 


Der Verlauf eines vollen Dienſtjahres nach Beförderung in eine höhere 
Charge oder Aufrücken in ein höheres Gehalt (Kabinets⸗Order vom 31. Dezember 
1828.) iſt nicht erforderlich, um die normalmäßige Penſion der höheren Charge 
oder des höheren Gehalts zu erhalten. 


Der Abzug von 10 Prozent (Penſions-Reglement vom 13. Juni 1825, 
$. 12.) bei Penſionairen, welche im Auslande wohnen, findet nicht ſtatt. 


Die Penſionsbewilligung erfolgt auch dann lebenslänglich, wenn die Dienſt⸗ 
zeit weniger als 15 Jahre beträgt. 


8 

Den Wittwen und Waiſen der in den Feldzügen von 1848. bis 1859. 
Eee oder an den erlittenen Verwundungen und Beſchädigungen oder in 
olge der Kriegsſtrapazen verſtorbenen Offiziere und Beamten ($. 1.) wird, ſofern 
der Verſtorbene bei feinem Eintritt in die Schleswig⸗Holſteiniſche Armee oder 

bei ſeinem Ableben einem Staate des Norddeutſchen Bundes angehörte, eine 
Beihülfe nach Maaßgabe des Geſetzes vom 16. Oktober 1866. und des §. 5. 
des Geſetzes vom 9. Februar 1867. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 217.) aus 

Bundesmitteln gewährt. 

Den 
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Den Wittwen und Waiſen der übrigen Offiziere und Beamten ($. 1.), welche 
nach der Verordnung vom 15. Februar 1850. (Geſetzblatt für die Herzogthümer 
Schleswig⸗ĩHolſtein 1850., 3. St. Nr. 6. — vgl. Art. 4. Nr. 2. und Art. 16. 
Nr. 2 — 4.) penſionsberechtigt ſein würden, wird aus Bundesmitteln eine nach 
Maaßgabe der gedachten Verordnung vom 15. Februar 1850. zu beſtimmende 
Beihülfe gewährt. 


$. 7. 


Den im Staats⸗ oder Kommunaldienſte angeftellten Offizieren und Beam⸗ 
ten wird die Penſion (F. 1.) um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ihr 
reines Einkommen aus dieſer Anſtellung die Summe von 250 Thalern jährlich 
überſteigt. 

Werden ſie vorübergehend gegen Tagegelder oder eine anderweite Entſchädi⸗ 
gung beſchäftigt, ſo wird ihnen die Penſion für die erſten ſechs Monate dieſer Beſchäf⸗ 
tigung unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monate ab nur zu dem nach der vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmung zuläſſigen Betrage gewährt. 


$ 8. 


Die Feldzüge der Jahre 1848., 1849. und 1850. werden, ein jeder für 
ſich, den dabei Betheiligten bei Berechnung ihrer Dienſtzeit als Kriegsjahre in 
Anrechnung gebracht. 


F. 9. 


Diejenigen Unterſtützungen, welche Offiziere und Militairbeamte, die nach 
$. 1. dieſes Geſetzes penſionsberechtigt ſind, aus Kaſſen einzelner Bundesſtaaten 
erhalten, kommen mit Gewährung einer Penſion auf Grund des gegenwärtigen 
Geſetzes in Wegfall; die ſeit dem 1. Juli 1867. gezahlten Unterſtützungsbeträge 
werden auf die Penſionen in Anrechnung gebracht, welche auf Grund des gegen- 
wärtigen Geſetzes bewilligt werden. 


$. 10. 


| Die auf Grund dieſes Geſetzes zuſtändigen Penſionen können den Bethei⸗ 
ligten nicht de werden, wenn dieſelben bereits eine gleich hohe oder höhere 
Penſion aus Staats⸗ oder Kommunalfonds beziehen. 

Iſt die letztere niedriger, als die nach dieſem Geſetze zu gewährende Pen⸗ 
ſion, ſo wird zur Erfüllung des Mehrbetrages der erforderliche Zuſchüß gewährt. 


b. 11. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden innerhalb der entſprechenden Char- 
gen auch auf die vormalige Schleswig⸗Holſteiniſche Marine Anwendung. & 
480 ie 


ae NL 

Die auf Grund dieſes Geſetzes jährlich zu rege Beträge find in den 
Bundeshaushalts⸗Etat des betreffenden Jahres als außerordenkliche Ausgabe 
aufzunehmen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes⸗Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. Juni 1868. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 


(Nr. 117.) 
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(Nr. 117.) Geſetz, betreffend die Verwaltung der nach Maaßgabe des Geſetzes vom 9. No⸗ 
vember 1867. aufzunehmenden Bundesanleihe. Vom 19. Juni 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


pi 

Die Verwaltung der nach Maaßgabe des Geſetzes, betreffend den außer⸗ 
ordentlichen Geldbedarf des Norddeutſchen Bundes zum Zwecke der Erweiterung 
der Bundes⸗Kriegsmarine und der Herſtellung der Küſtenvertheidigung, vom 
9. November 1867. (Bundes ⸗Geſetzblatt vom Jahre 1867. S. 157. ff.) aufzu⸗ 
nehmenden Anleihe von 10 Millionen Thaler wird bis zum Erlaß eines defini⸗ 
tiven Geſetzes über die Bundesſchulden-Verwaltung der Preußiſchen Hauptver⸗ 
waltung der Staatsſchulden übertragen und von derſelben nach Maaßgabe des 
Preußiſchen Geſetzes vom 24. Februar 1850. (Geſetz-Sammlung S. 57.) . 
Die im F. 6. des vorgenannten Geſetzes ausgeſprochene unbedingte Verant⸗ 
wortlichkeit der Hauptverwaltung der Staatsſchulden erſtreckt ſich auch darauf, 
daß eine Konvertirung der über die oben gedachte Anleihe ausgeſtellten Schuld⸗ 
verſchreibungen nicht anders, als auf Grund eines, dieſelbe anordnenden oder 
zulafienden Geſetzes, und nachdem die etwa erforderlichen Mittel bewilligt find, 
vorgenommen wird. 


F. 2. 


Die obere Leitung ſteht dem Bundeskanzler zu, ſoweit dieſes mit der, der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden beigelegten Unabhängigkeit vereinbar iſt. 


$. 3. 

Der Direktor und die Mitglieder der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
haben zu Protokoll zu erklären, daß fie den von ihnen nach F. 9. des el 
vom 24. Februar 1850. geleifteten Eid auch für die, durch das gegenwärtige Ge⸗ 
ſetz ihnen übertragene Verwaltung als maaßgebend anerkennen. 

Das Protokoll iſt dem Bundesrathe und dem Reichstage vorzulegen. 


F. 4. 
Die Geſchäfte der Staatsſchulden⸗Kommiſſion (§. 1. des Geſetzes vom 
24. Februar 1850.) werden von einer Bundesſchulden⸗Kommiſſion wahrgenommen. 
Die Bundesſchulden⸗Kommiſſion befteht aus drei Mitgliedern des Bundesrathes, 
und zwar aus dem jedesmaligen Vorſitzenden des Ausſchuſſes für das Rechnungs⸗ 
weſen und zwei Mitgliedern ale Ausſchuſſes, ferner aus drei Mitgliedern des 
Reichstages und aus dem Präſidenten der Rechnungsbehörde des Norddeutſchen 
Bundes, bis zu deren Errichtung aber aus dem Chefpräſidenten der ae 
er⸗ 
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Oberrechnungskammer, welcher beſonders für dieſe ihm interimiſtiſch übertragenen 
Verpflichtungen zu vereidigen iſt. 


. 5. 


Der Bundesrath wählt aus den Mitgliedern des Ausſchuſſes für Rech⸗ 
nungsweſen die der Bundesſchulden⸗Kommiſſion hinzutretenden Mitglieder von 
Seſſion zu Seſſion. — Die aus dem Reichstage zu ernennenden Mitglieder der 
Kommiſſion werden mit abſoluter Stimmenmehrheit auf drei Jahre gewählt. 

Wenn vor Ablauf der genannten Friſten ein Mitglied der Kommiſſion 
aufhört, dem Bundesrathe oder dem Reichstage anzugehören, ſo ſcheidet daſſelbe 
aus der Kommiſſion aus. — Die in dieſem Falle oder nach Ablauf der Amts⸗ 
dauer Ausſcheidenden bleiben jedoch bis zum Eintritt ihrer Nachfolger in Funktion. 


$. 6. 


Den Vorſitz in der Kommiſſion führt der Vorſitzende des Ausſchuſſes des 
Bundesrathes für Rechnungsweſen oder bei deſſen Behinderung ein anderes, dem 
Bundesrathe angehöriges Mitglied der Kommiſſion. 


Die Beſchlüſſe der Kommiſſion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Zu einem Beſchluſſe iſt die Anweſenheit von wenigſtens fünf Mitgliedern 
erforderlich. 
55 75 
Die Bundesſchulden⸗Kommiſſion hat dem Bundesrathe und dem Reichs⸗ 


tage gegenüber dieſelben Verpflichtungen, welche der Preußiſchen Staatsſchulden⸗ 
Kommiſſion den beiden Häuſern des Preußiſchen Landtages gegenüber obliegen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes: Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 19. Juni 1868. 
(. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 


(Nr. 118.) 
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(Fr. 118.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Juni 1868., betreffend die Aufhebung der Ober- 
Poſtdirektion in Stralſund und die Vereinigung des Geſchäftskreiſes der- 
ſelben mit demjenigen der Ober⸗Poſtdirektion in Stettin. 


Auf Ihren Bericht vom 5. Juni er. will Ich genehmigen, daß vom 1. Juli er. 
ab die Ober⸗Poſtdirektion in Stralſund aufgehoben und der Geſchäftskreis der⸗ 
ſelben mit demjenigen der Ober-Poſtdirektion in Stettin vereinigt werde. 


Berlin, den 10. Juni 1868. 


Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 
An den Kanzler des Norddeutſchen Bundes. 


(Nr. 119.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen des 
* Bundes zu Konſuln des Norddeutſchen Bundes zu ernennen geruht, 
und zwar: 


zu Generalkonſuln: 


den Preußiſchen Generalkonſul für Kur- und Liefland Chriſtian Hein— 
rich v. Wöhrmann in Riga, 


Preußiſchen Generalkonſul Ernſt Mahs in Odefla; 


zu Konſuln: 
den Preußiſchen und Hamburgiſchen Konſul Johannes Gernet in 
Archangel, 
Preußiſchen Konſul Franz Johan Franzen in Uleiborg, 
Lübeckiſchen „ Carl Grundfeldt in Ny Karleby, 


. . Carl Guſtaf Wolff in Wafa, 

. Carl Emil Carlſtröm in Chriſtineſtadt, 
‚ . Georg Wentzel in Björneborg, 

. Chriſtian Friedrich Voß in Abo, 


. Carl Julius Harff in Helſingfors, 
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den Preußiſchen Konſul Frithiof Hultmann in Ekenäs, 
Lübeckiſchen Carl Eugene Aberg in Borgo, 
Preußiſchen - Jo hann Friedrich Hackmann in Wiburg, 

. „Ed. Sutthoff in Narva, 

. Andreas Chriſtian Koch in Reval, 

. - Nikolai Michael Bremer in Pernau, 

: Carl Ernſt Mahler in Windau, 

. Carl Friedrich Ulrich Schneider in Libau, 

. Johann Hämmerls in Berdjansk, 
e Konſul Jean Emmanuel Scaramanga in 

oſtoff/ 


Preußiſchen Konſul Walter Ferdinand Siemens in Tiflis; 


N N a nr  \ 


* 


zu Vizekonſuln: 


den Fabrikbeſitzer Dr. A. Hoyer in Moskau, 


Preußiſchen, Mecklenburgiſchen, Oldenburgiſchen und Hanſeatiſchen 
Vizekonſul Wilhelm Läders in Kronſtadt, Hanſeatiſc 


Preußiſchen Konfular-Agenten Theodor Hoffmann in Odeſſa, 

Mecklenburgiſchen Vizekonſul Jean Salatich in Kertſch, 

Mecklenburgiſchen Vizekonſul Mathias Kowacewiez in Marioupol 
und l 


Preußiſchen und Oldenburgiſchen Vizekonſul Alexander Hämmerle 
in Taganrog. 


(Fr. 120.) Dem Kaiſerlich Ruſſiſchen Wirklichen Staatsrath Freitag 
v. Loringhoven iſt Namens des Norddeutſchen Bundes das Exequatur als Kaiſer⸗ 
lich Ruſſiſcher Generalkonſul in Danzig ertheilt worden. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


